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BB-Kommentar

Schienenkartell-Urteil des BGH – keine Kehrtwende

im Kartellschadensersatzrecht

PROBLEM

In den letzten Jahren sind zahlreiche Instanzengerichte in

Kartellschadensersatzverfahren von einem Anscheinsbeweis dafür ausge-

gangen, dass Kartelle zu überhöhten Preisen und damit einem Schaden

für Abnehmer führen. Auf dieser Grundlage ist eine Reihe von Grundurtei-

len zugunsten von Abnehmern verschiedener Kartelle ergangen.

Der BGH hat sich nunmehr in einem Urteil vom 11.12.2018, das in ei-

nem Schadensersatzverfahren gegen ein Mitglied des Schienenkartells

ergangen ist, erstmals dezidiert mit der Frage des Eingreifens eines sol-

chen Anscheinsbeweises befasst (BGH, 11.12.2018 – KZR 26/17, juris,

Rn. 50).

ZUSAMMENFASSUNG

In dem der Entscheidung zugrunde liegendem Fall forderte ein Verkehrs-

unternehmen Ersatz der ihm aufgrund des Schienenkartells entstandenen

Schäden. Das LG Mannheim erließ zugunsten der Klägerin ein Grundurteil,

welches vom OLG Karlsruhe aufrechterhalten wurde. Sowohl das LG

Mannheim als auch das OLG Karlsruhe nahmen dabei einen Anscheinsbe-

weis dafür an, dass die Klägerin durch das Kartell betroffen und ihr auch

ein Schaden entstanden war.

Auf die Revision der Beklagten hin hob der BGH das Urteil des OLG

Karlsruhe auf und verwies die Sache zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung zurück an das Berufungsgericht. Dem BGH zufolge waren in

diesem Fall die Voraussetzungen für das Eingreifen eines Anscheinsbe-

weises nicht gegeben – weder hinsichtlich der Kartellbetroffenheit noch

hinsichtlich eines Schadenseintritts (BGH, 11.12.2018 – KZR 26/17, juris,

Rn. 47 f.).

Der BGH erkannte zwar an, dass es eine tatsächliche Vermutung dafür

gebe, dass Kartellabsprachen zu über dem Wettbewerbsniveau liegen-

den Preisen führten. Die hieraus folgende tatsächliche Vermutung habe

im Rahmen der Beweiswürdigung eine starke indizielle Bedeutung

(BGH, 11.12.2018 – KZR 26/17, juris, Rn. 55 f.). Es fehle jedoch angesichts

der Vielgestaltigkeit und Komplexität wettbewerbsbeschränkender Ab-

sprachen, ihrer Durchführung und ihrer Wirkungen an der für die An-

wendung der Grundsätze des Anscheinsbeweises erforderlichen Typizi-

tät. Denn es bestehe keine sehr große Wahrscheinlichkeit dafür, dass

die Absprachen erfolgreich umgesetzt worden seien, also die Erzielung

höherer Preise einem typischen Geschehensablauf entspreche. Das Be-

stehen eines Preiseffekts werde vielmehr durch eine Vielzahl von Fakto-

ren beeinflusst, so dass das Berufungsgericht eine umfassende Würdi-

gung aller Umstände hätte vornehmen müssen (BGH, 11.12.2018 – KZR

26/17, juris, Rn. 57 f.).

Gleiches gilt dem BGH zufolge bei der Kartellbetroffenheit. Quoten- und

Kundenschutzabsprachen seien auf eine möglichst umfassende Wirkung

ausgerichtet, was eine tatsächliche Vermutung dafür begründen könne,

dass alle Aufträge, die sachlich, zeitlich und räumlich in den Bereich der

Absprachen fallen, von diesen erfasst wurden und damit kartellbefangen

waren. Es stehe jedoch nicht gesichert fest, dass solche Absprachen tat-

sächlich in jedem einzelnen Fall beachtet und umgesetzt werden und da-

mit ein typischer Geschehensablauf vorliege. Es sei damit eine Gesamt-

würdigung aller Umstände vorzunehmen (BGH, 11.12.2018 – KZR 26/17,

juris, Rn. 61 f.).

PRAXISFOLGEN

Die Entscheidung des BGH hat zunächst zu einiger Verwirrung geführt.

Klassische Beklagtenvertreter haben dabei – wohl vorschnell – versucht,

der Entscheidung eine generelle Kehrtwende der deutschen Gerichte in

Sachen Kartellbetroffenheit und Kartellschaden zu entnehmen.

Mittlerweile jedoch setzt sich die Einsicht durch, dass die Entscheidung

des BGH nur sehr überschaubare Auswirkungen in der Praxis haben wird.

Darauf deutet insbesondere die Tatsache hin, dass das OLG Düsseldorf

erst vor einigen Tagen mehrere Entscheidungen des LG Dortmund zum

Schienenkartell aufrechterhalten hat, obwohl diese Entscheidungen ihrer-

seits auf einen Anscheinsbeweis für den Schadenseintritt gestützt waren.

Die Urteilsgründe des OLG Düsseldorf liegen zwar noch nicht vor, doch ist

dem Vernehmen nach davon auszugehen, dass das OLG Düsseldorf hier

von einer tatsächlichen Vermutung für einen Preisanstieg ausgegangen

ist und nach einer Gesamtwürdigung aller Umstände zur Annahme einer

Preisüberhöhung gelangt ist.

Noch ungeklärt ist nach der Entscheidung des BGH, ob die Ausführungen

zu Anscheinsbeweisen auf die in dem zugrunde liegenden Fall gegebe-

nen Quoten- und Kundenschutzkartelle beschränkt sind, oder auch auf

reine Preiskartelle (wie beispielsweise im LKW-Kartell) zu übertragen sind.

Das Urteil des BGH verhält sich hierzu nicht ausdrücklich. Während einige

Ausführungen sehr allgemein gehalten sind und sich auch auf Preiskar-

telle beziehen könnten, spricht der vom BGH verfasste Leitsatz davon,

dass „bei einem Quoten- und Kundenschutzkartell […] die Vorausset-

zungen für einen Anscheinsbeweis“ nicht erfüllt seien. Preiskartelle wer-

den also gerade nicht erwähnt. Auch weitere Formulierungen in der Ent-

scheidung deuten darauf hin, dass die Entscheidung auf Quoten- und

Kundenschutzabsprachen beschränkt ist. So beziehen sich die Ausführun-

gen zur tatsächlichen Vermutung einer kartellbedingten Preisüberhöhung

sowie zur Kartellbefangenheit explizit auf Quoten- und Kundenschutzkar-

telle (BGH, 11.12.2018 – KZR 26/17, juris, Rn. 55, 61 ff.). Überdies stellt der

BGH klar, dass das Eingreifen eines Anscheinsbeweises durchaus bei be-

stimmten Fällen von Quoten- und Kundenschutzkartellen denkbar wäre,

z.B. bei Zuordnung von Stammkunden zu einzelnen Lieferanten (BGH,

11.12.2018 – KZR 26/17, juris, Rn. 63).

Selbst im Falle von Quoten- und Kundenschutzkartelle sind die prakti-

schen Auswirkungen der Entscheidung überschaubar. Zwar erhöht sich

sowohl für die Klägerseite als auch letztlich für die Gerichte der Begrün-

dungsaufwand für die Feststellung der Kartellbetroffenheit und des Scha-

denseintritts. Jedoch hat die vom BGH ausdrücklich anerkannte tatsächli-

che Vermutung eine große Bedeutung im Rahmen der Beweiswürdigung,

wird durch sie die Beweisschwelle doch fast erreicht. Im Rahmen einer

Gesamtwürdigung muss aber noch geprüft werden, ob die hohe Wahr-

scheinlichkeit zur Gewissheit wird. In den Fällen, in denen Kläger ein be-

lastbares Schadensgutachten vorlegen, dürfte dieser zusätzliche Schritt in

der Beweiswürdigung leicht zu nehmen sein. Kläger, die ein solches auf-

wändiges und kostspieliges Gutachten scheuen, könnten sich aber Be-

weisschwierigkeiten ausgesetzt sehen.

Dr. Alex Petrasincu ist Rechtsanwalt und Partner bei Haus-

feld Rechtsanwälte LLP in Berlin und Düsseldorf. Er ist auf

die Vertretung von Anspruchstellern in Kartellschadenser-

satzverfahren in Deutschland spezialisiert und war bei Scha-

densersatzklagen in verschiedenen Jurisdiktionen beratend

tätig.
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